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Rp-Abo-Info 

 
 

 
Viermal im Jahr werden wir Sie über neue und 
laufende Begutachtungen und sonstige Pro-
jekte der Rechtspolitischen Abteilung der 
WKÖ informieren. Darüber hinaus möchten 
wir dieses Forum nutzen, unsere politischen 
Positionen der interessierten Öffentlichkeit 
leichter zugänglich zu machen. 
 
Der jeweils zu Quartalsende erscheinende 
Newsletter beinhaltet aber auch nützliche 
Informationen über Publikationen und Veran-
staltungen unserer Abteilung, sowie die Ver-
linkung zu wesentlichen Grundsatzinformatio-
nen zu aktuellen rechtspolitischen Themen. 

Neben regulären Erscheinungsterminen planen 
wir, Sondernummern mit besonders aktuellen 
Informationen und Veranstaltungshinweisen 
auszusenden. 
 
Interessierte können den Newsletter unter 
nachfolgender Adresse abonnieren: 
http://wko.at/rp (Button: RP-Newsletter). 
 
Da wir auf Ihre Meinung besonderen Wert 
legen, bitten wir Sie, uns unter rp@wko.at ihr 
Feedback zu unserem Newsletter zu schicken. 
 
Ihr Newsletter-Team

 
 
 

 
 
 

Editorial 
 
 

Law meets Politics. Recht trifft Politik. 
Rechtspolitik – die Abteilung am Puls der Zeit. 

 
 
Liebe Leser und Nutzer des Rp-Newsletters! 
 
Dieses Frühjahr hat sich angesichts der sich anbah-
nenden EURO 2008 und der seit letzten Herbst 
verschärft geführten Diskussion über Preissteige-
rungen in Österreich zu einem heißen entwickelt. 
Die Realisierung vieler Zukunftsprojekte erscheint 
gegenwärtig unklar; es darf auch darüber gerätselt 
werden, wie lange die gegenwärtige Legislaturpe-
riode noch dauert. Im letzten Vierteljahr haben 
sich wieder Personaländerungen in unserer Abtei-
lung ergeben: 
 
Zu allererst möchten wir Isabella Steinhauer-Leber 
zur Geburt ihres zweiten Kindes, dem Töchterchen 
Melanie Katharina, von ganzem Herzen gratulieren. 
 
Seit März 2008 unterstützt Frau Liane Stuck-Stüber 
die Abteilung als Assistentin. Nach Absolvierung 
ihrer Meisterprüfung sowie berufsbegleitende zwei-
te Ausbildung, war sie zuletzt 14 Jahre im Öster-
reichischen Normungsinstitut tätig. Sie unterstützt 
mit ihrer Tätigkeit MMag. Winfried Pöcherstorfer 
und Dr. Manfred Grünanger. 

 
 
 
 
Als EU-Trainee verstärkt uns Mag. Ulrike Klein bis 
Ende August 2008. Sie hat in Wien Rechtswissen-
schaften studiert. Nach einem Praktikum beim 
Europäischen Parlament war sie während der ös-
terreichischen Ratspräsidentschaft im (damaligen) 
Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 
tätig. Ab Jänner 2007 war sie wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Institut für Europarecht, Interna-
tionales Recht und Rechtsvergleichung der Univer-
sität Wien. Zurzeit ist sie externe Lehrbeauftragte 
der Universität Wien. In unserer Abteilung unter-
stütz sie MMag. Winfried Pöcherstorfer und Mag. 
Huberta Maitz-Straßnig in deren Aufgabengebieten. 
 
 
Ihre Rosemarie Schön 
Leiterin der Abteilung für Rechtspolitik 
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Privatrecht, Unternehmens- und 
Gesellschaftsrecht 

 
GmbH-Reform 

 
Unter großer Beteiligung fand Mitte Jänner im 
Bundesministerium für Justiz unter maßgebli-
cher Mitwirkung der WKÖ die Auftaktveran-
staltung zur GmbH-Reform statt. Eine Reihe 
von Experten beleuchteten umfassend die 
Themenpalette rund um die beliebteste Kapi-
talgesellschaftsform in Österreich. 
 
Nach einer Einführung und einem allgemeinen 
Überblick über den aktuellen Diskussionsstand 
wurden auch unter Heranziehung der ein-
schlägigen ausländischen Erfahrungen ver-
schiedene Ansatzpunkte für Reformen aus-
führlich dargestellt. Schon in ihren einleiten-
den Worten betonte die Frau Bundesministe-
rin für Justiz, Dr. Maria Berger, dass das Min-
deststammkapital von derzeit Euro 35.000,- 
auf Euro 10.000,- herabgesetzt werden soll. 
Dies entspricht auch der Forderung der WKO 
nach einem modernen und wettbewerbsfähi-
gen Gesellschaftsrecht. Eine Senkung des 
gesetzlich vorgeschriebenen Mindeststamm-
kapitals bringt eine erhebliche Erleichterung 
für Existenzgründer, da diese deutlich weni-
ger Eigenkapital aufbringen müssen. In 
Deutschland wird derzeit ein Gesetzesentwurf 
im Parlament behandelt, der ebenso eine 
Senkung des Mindeststammkapitals auf Euro 
10.000,- vorsieht – zudem wird sogar über-
legt, auf ein Mindeststammkapital überhaupt 
zu verzichten. 
 
Das Thema Mindeststammkapital wurde von 
den Teilnehmern des Symposiums durchaus 
kontroversiell gesehen. Von gänzlicher Ab-
schaffung nach dem Vorbild der englischen 
Limited Company by Shares bis zur Verdoppe-
lung des Mindeststammkapitals war zu hören. 
Auf ein Stammkapital sollte jedoch nicht 
gänzlich verzichtet werden. Ganz abgesehen 
davon, dass es einen gewissen Gläubiger-
schutz sichern kann (aber nicht muss), dient 
es doch dazu, eine gewisse Seriositätsschwel-
le darzustellen, um zu vermeiden, dass allzu 
viele „windige“ Gesellschaften gegründet 
werden, die eine Belastung für die Gesamt-
wirtschaft darstellen könnten. 
 
Einig waren sich die Teilnehmer darin, dass 
die Gründungskosten und die Gründungsdauer 
einer GmbH gesenkt werden müssen. Derzeit 

benötigt eine GmbH-Gründung in Österreich 
nach internationalen Statistiken ca. 28 Tage 
und einen Kostenaufwand von ca. Eu-
ro 2.500,-. Die WKO fordert seit langem, Be-
schleunigungen im Verfahren durchzuführen. 
Gerade der Einsatz moderner Kommunikati-
onsmittel muss zu einer Reduktion der „Kon-
taktpunkte“ führen. Auch die Einführung ei-
nes Mustergesellschaftsvertrages ist zu über-
legen. Hinsichtlich der Kosten ist zu betonen, 
dass die derzeit gesetzlich verankerte Pflicht, 
einen GmbH-Gesellschaftsvertrag in Form 
eines Notariatsaktes abzuschließen, als voll-
kommen veraltet zu betrachten ist. Eine Rei-
he wesentlich „gefährlicherer“ Verträge des 
Alltagslebens (z.B. Grundstückstransaktionen, 
Kreditverträge und Eheschließungen) bedür-
fen nicht dieser strengen Form. Ein wesentli-
cher Teil der Kosten wird durch die Pflicht-
veröffentlichungen im Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung verursacht. In Zeiten, in denen es für 
österreichische Gesetze reicht, im Internet 
kundgemacht zu werden, um Gültigkeit zu 
erlangen, müsste dies wohl auch für die ent-
sprechenden Veröffentlichungen in der elekt-
ronischen Ediktsdatei der Justiz gelten. 
 
Die Vorbereitungsarbeiten zur Reform sind im 
Laufen. Die WKO wird weiterhin darauf drän-
gen, dass die Reform der österreichischen 
GmbH rasch und umfassend kommen wird. 
 

Dr. Artur Schuschnigg 
 
 

Novelle des Bauträgervertragsgesetzes 
 
Mit 1.7.2008 tritt die Novelle zum Bauträger-
vertragsgesetz (BTVG) in Kraft. Künftig gibt es 
Mindeststandards bei der Gestaltung von 
Kaufverträgen für erst zu errichtende Neu-
bauwohnungen, außerdem werden Siche-
rungspflichten des Bauträgers neu geregelt. 
 
In Bauträgerverträgen verpflichten sich Kon-
sumenten und andere Erwerber, an Bauunter-
nehmen Vorauszahlungen zu leisten. Bauun-
ternehmen müssen diese Zahlungen absichern 
und Verbraucher davor schützen, dass sie im 
Fall eines Konkurses des Bauträgers die geleis-
teten Zahlungen verlieren. In der Praxis ha-
ben sich zwei Arten der Absicherung etab-
liert, nämlich die Einräumung einer Bankga-
rantie durch den Bauträger und die Zahlung 
nach einem Ratenplan. Dabei nimmt ein Bau-
träger vom Erwerber nur solche Leistungen 
entgegen, die dem Baufortschritt entspre-
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chen. Praxisfälle haben gezeigt, dass die bis-
herigen gesetzlichen Regelungen zum Teil 
Lücken aufweisen. Das Bauträgervertragsge-
setz gilt ab € 150,- pro Quadratmeter Voraus-
zahlung inklusive angebotene Sonder- oder 
Zusatzleistungen. 
 
Die Sicherungsinstrumente, die der Bauträger 
zur Verfügung zu stellen hat, werden durch 
die Novelle verfeinert. Vor allem gilt das für 
die Zahlung nach Ratenplan, der zukünftig in 
zwei Varianten ausgestaltet ist. Ratenplan 
„A“ sieht eine zusätzliche Garantie oder Ver-
sicherung in der Höhe von mindestens 10 % 
vor, der Ratenplan „B“ geringere Raten ohne 
zusätzliche Garantie. 
 
Eine wesentliche Neuerung der Reform be-
trifft Gewährleistungs- und Schadenersatzan-
sprüche. Es geht dabei um Ansprüche der 
Erwerber bei Baumängeln. Die Bauträger sind 
nach der Novelle künftig verpflichtet, Konsu-
menten einen Haftrücklass in Höhe von min-
destens 2 % des Kaufpreises für die Dauer von 
drei Jahren einzuräumen. Alternativ dazu 
kann der Bauträger dem Erwerber zur Siche-
rung solcher Ansprüche auch eine Bankgaran-
tie oder eine geeignete Versicherung einräu-
men. Im Fall des Falles sollen daraus die Kos-
ten von Verbesserungen, die dem Bauträger 
obliegen, finanziert werden. 
 
Weiters schafft die Reform transparentere 
Vertragsverhältnisse. Kunden sind vom Bau-
träger über die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrag umfassend zu informieren. Auch 
Rechtsanwälte oder Notare, die solchen Pro-
jekten mitwirken, müssen über die rechtli-
chen Auswirkungen eines Vertragsabschlusses 
aufklären.  
 
Ziviltechniker und Sachverständige haben eine 
Haftpflichtversicherung in der Höhe von min-
destens € 400.000,- je Versicherungsfall abzu-
schließen. Ferner werden Rücktrittsrechte 
von Konsumenten erweitert und Fristen ver-
längert. In modifizierter und klargestellter 
Form werden die bisherigen Regelungen im 
Bereich des geförderten Wohnbaus beibehal-
ten. 
 

Dr. Manfred Grünanger 
 
 
 
 
 

Elektronische Signaturen 
 
Novelle zum Signaturgesetz und Signaturver-
ordnung 2008 seit Jahresbeginn in Kraft 
 
Die Novelle zum Signaturgesetz (Bundesge-
setz, mit dem das Signaturgesetz, das Zivil-
technikergesetz, das Rezeptpflichtgesetz 
sowie die Gewerbeordnung 1994 geändert 
werden, kurz: SigG) und die Signaturverord-
nung 2008 (Verordnung des Bundeskanzlers 
über elektronische Signaturen, kurz: SigV 
2008) sind nach ihrer Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt (SigG: BGBl I 2008/8; SigV: 
BGBl II 2008/3) Anfang Jänner in Kraft getre-
ten. Die Neuregelungen sind von der Zielset-
zung getragen, eine Klarstellung und Verein-
fachung der bestehenden signaturrechtlichen 
Bestimmungen mit dem Ziel herbeizuführen, 
die Verbreitung digitaler Signaturen zu för-
dern. 
 
Im Einzelnen sieht die Novelle zum Signatur-
gesetz die folgenden Änderungen vor: 
 
Ab dem 1.1.2008 werden wesentliche Be-
stimmungen des Signaturgesetzes nur noch 
auf Anbieter qualifizierter Zertifikate oder 
qualifizierter Zeitstempeldienste anwendbar 
sein. Der bislang weiter gefasste Anwen-
dungsbereich des Gesetzes wird damit auf 
jenen der europäischen Signatur-Richtlinie 
1999/93/EG eingeschränkt. Weiterhin für alle 
Anbieter gelten indes die Bestimmungen 
betreffend die Genehmigungsfreiheit von 
Zertifizierungsdiensten (§ 6 Abs 1), die Be-
stimmungen zum Datenschutz (§ 22) sowie die 
Anerkennung ausländischer Zertifikate (§ 24). 
 
Es erfolgt eine Anpassung von Begriffen an die 
in der Richtlinie und in den Gesetzen anderer 
EU-Mitgliedstaaten sowie in technischen Nor-
men verwendeten Begriffe. Dabei wird insbe-
sondere der Begriff der qualifizierten elektro-
nischen Signatur anstelle jenes der sicheren 
elektronischen Signatur in das Gesetz aufge-
nommen. Unter einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur ist dabei eine fortgeschrittene 
elektronische Signatur zu verstehen, die auf 
einem qualifizierten Zertifikat beruht und von 
einer sicheren Signaturerstellungseinheit (z.B. 
mit der e-Card) erstellt worden ist. Des Wei-
teren kennt das Gesetz auch noch sogenannte 
einfache Signaturen. Darüber hinaus wird der 
Begriff „Zertifizierungsdiensteanbieter“ nun-
mehr vereinfacht und durch die Abkürzung 
„ZDA“ ersetzt. 
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Neben natürlichen Personen können fortan 
auch juristische Personen und sonstige rechts-
fähige Einrichtungen als Signatoren fungieren. 
Qualifizierte Zertifikate können allerdings, 
wie schon bisher, nur auf eine natürliche Per-
son ausgestellt werden. Dadurch ist es auch 
weiterhin nur einer natürlichen Person mög-
lich, eine qualifizierte Signatur zu erzeugen. 
 
Zu Erleichterungen kommt es bei der Identifi-
kation von Personen, denen ein qualifiziertes 
Zertifikat ausgestellt wird: Während bisher 
ein amtlicher Lichtbildausweis dazu zwingen-
de Voraussetzung war, werden fortan auch 
andere gleichwertige Methoden der Identi-
tätsfeststellung zulässig sein, wie die Fest-
stellung mittels eines bereits dokumentierten 
oder zu dokumentierenden Nachweises (z.B. 
Feststellung der Identität des Zertifikatwer-
bers mittels RSa-Briefes oder Rückgriff auf die 
bereits in der Vergangenheit erfolgte Feststel-
lung der Identität von Bankkunden durch ei-
nen Lichtbildausweis). 
 
Die Signaturverordnung 2008 trägt den ge-
nannten Änderungen im Signaturgesetz im 
Sinne einer Anpassung Rechnung. Dabei wer-
den auch die Gebühren für die Aufsichtstätig-
keiten von Zertifizierungsdiensteanbietern, 
die qualifizierte Zertifikate ausstellen, neu 
geregelt und Maximalbeträge für die Weiter-
führung des Widerrufsdienstes von Zertifizie-
rungsdiensteanbietern durch die Aufsichtsstel-
le vorgesehen. Des Weiteren werden die im 
Zuge der Erleichterungen für den Identitäts-
nachweis erforderlichen Regelungen hinsicht-
lich der Dokumentationspflicht konkretisiert. 
Die Regelung betreffend das Nachsignieren ist 
entfallen, weil diese Bestimmung auch im 
neuen Signaturgesetz nicht mehr enthalten 
ist.  
 

MMag. Winfried Pöcherstorfer 
 
 

Unternehmensrechts-Änderungsgesetz 2008 
(URÄG 2008) vom Justizausschuss 

des Nationalrates am 27. März 2008 
einstimmig beschlossen  

 
Das URÄG 2008 setzt in erster Linie jene Teile 
der Richtlinie 2006/43/EG über Abschlussprü-
fungen von Jahres- und Konzernabschlüssen 
(„Abschlussprüfungs-Richtlinie“) um, die das 
Unternehmens-, Gesellschafts- und Genossen-
schaftsrevisionsrecht betreffen, sowie die 
Richtlinie 2006/46/EG zur Änderung der 

Richtlinien über den Jahresabschluss und den 
Konzernabschluss von Gesellschaften be-
stimmter Rechtsformen („Änderungs-
Richtlinie“). Mit der Abschlussprüfungs-RL und 
der Änderungs-RL sollen die Pflichten des 
Abschlussprüfers und seine Unabhängigkeit 
gestärkt sowie sichergestellt werden, dass der 
Vorstand für die Informationen im Jahresab-
schluss und Lagebericht die Verantwortung 
trägt. Ziel ist die Erhöhung des Vertrauens in 
(geprüfte) Jahres- und Konzernabschlüsse. Mit 
diesen Bestimmungen wird auf Unterneh-
menszusammenbrüche in der Europäischen 
Union reagiert. Das Gesetz soll Anfang April 
2008 im Nationalrat beschlossen werden und 
mit 1.6.2008 in Kraft treten. 
 
Im Einzelnen enthält das URÄG bzgl. der Um-
setzung der Änderungs-RL folgende Rege-
lungsinhalte: 
 
Anhebung der Schwellenwerte (§§ 221, 
246 UGB) 
Im Sinne des von der Bundesregierung und der 
EU verfolgten Projekts „Verwaltungskosten 
senken für Unternehmen“ bzw. „Less and 
Better Regulation“ wird die von der Ände-
rungs-RL erlaubte Erhöhung der Schwellen-
werte der §§ 221 und 246 UGB voll ausge-
schöpft. Damit profitiert eine möglichst große 
Anzahl von Unternehmen von den größenab-
hängigen Erleichterungen. Mit dieser Erhö-
hung der Schwellenwerte geht eine erhebli-
che Kostensenkung für davon betroffene Kapi-
talgesellschaften einher. So müssen etwa 
(vormals mittelgroße und jetzt) kleine nicht 
aufsichtsratspflichtige GmbH den Jahresab-
schluss nicht durch einen Abschlussprüfer 
prüfen lassen oder (vormals große und jetzt) 
mittelgroße AG etwa nicht den gesamten Jah-
resabschluss in der Wiener Zeitung veröffent-
lichen oder über nicht finanzielle Leistungsin-
dikatoren im Lagebericht berichten. 
 
Offenlegung von Geschäften mit nahestehen-
den Personen und von außerbilanziellen Ge-
schäften (§§ 237, 266 UGB) 
Für börsenotierte Gesellschaften bestehen im 
Rahmen der Internationalen Rechnungs-
legungsstandards (IAS/IFRS) bereits Offenle-
gungsanforderungen für Geschäfte mit sämtli-
chen nahestehenden Unternehmen und Perso-
nen („related parties“) wie verbundenen Un-
ternehmen, Familienmitgliedern oder Mitglie-
dern der Geschäftsleitung. Diese Anforderun-
gen werden auf nicht börsenotierte Unter-
nehmen ausgedehnt; allerdings gelten sie nur 
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für bedeutende Geschäfte, die nicht zu übli-
chen Geschäftsbedingungen abgewickelt wer-
den. 
Bestimmte Finanzierungsinstrumente können 
sogenannte “Special Purpose Entities” 
(Zweckgesellschaften bzw. SPE) umfassen, die 
in Offshore-Ländern (= Länder ohne spezielle 
Investmentgesetzgebung, ohne Aufsichtsbe-
stimmungen und meist mit steuerlichen Vor-
teilen) belegen sind und in der Bilanz nicht 
ausgewiesen werden; so können Schulden und 
damit die tatsächliche Lage eines Unterneh-
mens verschleiert werden. Die Unternehmen 
sollen daher grundsätzlich sämtliche außerbi-
lanziellen Vereinbarungen einschließlich ihrer 
finanziellen Auswirkungen im Anhang zum 
Jahres- und Konzernabschluss offenlegen müs-
sen. 
 
Internes Kontroll- und Risikomanagementsys-
tem (§ 243a UGB) 
Kapitalmarktorientierte Gesellschaften müs-
sen nach der Änderungs-RL die wichtigsten 
Merkmale des internen Kontrollsystems (IKS) 
und des Risikomanagementsystems der Gesell-
schaft im Hinblick auf den Rechnungslegungs-
prozess im Lagebericht anführen. § 82 AktG 
und § 22 GmbHG fordern schon jetzt, dass ein 
IKS eingerichtet werden muss, das den Anfor-
derungen des Unternehmens entspricht. Diese 
neue Angabe stellt eine erhebliche Erweite-
rung des Lageberichts dar, ist aber nicht mit 
den Berichts- und Prüfpflichten gemäß Secti-
on 404 des Sarbanes-Oxley Act (SOX oder SOA) 
vergleichbar, denn der Gemeinschaftsgesetz-
geber wollte bewusst nicht einen für die Un-
ternehmen sehr kostspieligen „Euro-SOX“ 
schaffen. Der Bestätigungsvermerk des Ab-
schlussprüfers muss eine Aussage darüber 
enthalten, ob die Beschreibung der wichtigs-
ten Merkmale des IKS und des Risikomanage-
mentsystems der Gesellschaft im Hinblick auf 
den Rechnungslegungsprozess zutreffend ist. 
Außerdem ist der Prüfungsausschuss zur 
Überwachung der Wirksamkeit des IKS und des 
Risikomanagementsystems verpflichtet. 
 
Corporate Governance-Erklärung (§ 243b UGB) 
Nach der Änderungs-RL müssen alle börseno-
tierten Gesellschaften in ihrem Lagebericht 
eine Corporate Governance-Erklärung abge-
ben. In dieser Erklärung sollen den Aktionären 
zumindest leicht zugängliche Schlüsselinfor-
mationen über die tatsächlich angewendeten 
Unternehmensführungspraktiken gegeben 
werden. Aus der Erklärung zur Corporate Go-
vernance soll hervorgehen, ob die Gesell-

schaft neben den Bestimmungen zur Unter-
nehmensführung des innerstaatlichen Rechts 
weitere Corporate Governance Regeln an-
wendet, unabhängig davon, ob diese Regeln in 
einem für die Gesellschaft unmittelbar gel-
tenden Unternehmensführungskodex enthal-
ten oder Teil eines Kodex sind, zu dessen 
Einhaltung sie sich freiwillig verpflichtet hat. 
 
Sanktionen bei Verstößen gegen die Verpflich-
tungen der Änderungs-RL 
Art. 1 Z 10 (Art. 60a der 4. EG-RL) und 
Art. 2 Z 5 (Art. 48 der 7. EG-RL) der Ände-
rungs-RL normieren, dass die Mitgliedstaaten 
Sanktionen für Verstöße gegen die aufgrund 
dieser RL erlassenen nationalen Vorschriften 
festlegen und alle zu ihrer Anwendung erfor-
derlichen Maßnahmen treffen. Die vorgesehe-
nen Sanktionen müssen wirksam, verhältnis-
mäßig und abschreckend sein. Bereits jetzt 
sehen die §§ 270a, 271b, 275 und 283 UGB, 
§ 255 AktG sowie § 122 GmbHG wirksame 
Sanktionen vor, deshalb wurde auf die Einfüh-
rung weiterer neuer Bestimmungen verzich-
tet. 
 
Kollektive Verantwortung der Organmitglieder 
Nach Art. 50b der 4. EG-RL (idF Art. 1 Z 8 der 
Änderungs-RL) stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass die Mitglieder der Verwaltungs-, 
Leitungs- und Aufsichtsorgane der Gesell-
schaft kollektiv die Pflicht haben, sicherzu-
stellen, dass der Jahresabschluss, der Lagebe-
richt und, soweit sie gesondert vorgelegt 
wird, die Erklärung zur Unternehmensführung 
nach Art. 46a entsprechend den Anforderun-
gen dieser RL und gegebenenfalls entspre-
chend den internationalen Rechnungs-
legungsstandards, die gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1606/2002 angenommen wurden, 
erstellt und veröffentlicht werden. Nach 
Art. 50c der 4. EG-RL (idF Art. 1 Z 8 der Ände-
rungs-RL) stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass die Haftungsbestimmungen ihrer Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften auf die Mitglie-
der der in Art. 50b dieser RL genannten Ver-
waltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane, 
zumindest was deren Haftung gegenüber der 
Gesellschaft wegen Verletzung der in Art. 50b 
genannten Pflicht betrifft, Anwendung finden. 
Inhaltlich gleich lautende Regelungen finden 
sich auch in der 7. EG-RL (vgl. Art. 2 Z 2 der 
Änderungs-RL, der Art. 36a und 36b in die 
7. EG-RL einfügt). Diese Verpflichtungen wa-
ren nach Ansicht der Arbeitsgruppe des BMJ 
und der Lehre bereits geltendes Recht und 
bedurften keiner Umsetzung. Jedoch wird in 
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§222 Abs. 1 UGB klargestellt, dass der Jahres-
abschluss, der Lagebericht sowie der Corpora-
te Governance-Bericht von sämtlichen gesetz-
lichen Vertretern der Kapitalgesellschaft un-
terzeichnet werden müssen. 
 
Bezüglich der Umsetzung der Abschlussprü-
fungs-RL enthält das URÄG folgende Rege-
lungsinhalte: 
 
Verantwortlichkeit des Konzernabschlussprü-
fers für einbezogene Einzelabschlüsse 
(§269UGB) 
Bei der Prüfung eines Konzernabschlusses 
trägt der Konzernabschlussprüfer die volle 
Verantwortung für den Bestätigungsvermerk. 
 
Unabhängigkeit des Abschlussprüfers – Berück-
sichtigung des „Netzwerks“ des Abschlussprü-
fers (§§ 271, 271a, 271b UGB) 
Unter dem Begriff „Netzwerk“ versteht die 
Abschlussprüfungsrichtlinie jede Form der 
Kooperation, selbst wenn sie bloß unter einer 
gemeinsamen Bezeichnung ausgeübt wird. 
Eine Gefährdung der Unabhängigkeit oder 
Unbefangenheit des Abschlussprüfers liegt 
nicht nur vor, wenn zwischen dem Abschluss-
prüfer selbst und der geprüften Gesellschaft 
eine wirtschaftliche oder sonstige Beziehung 
besteht, sondern auch dann, wenn bei einem 
der Mitglieder des Netzwerks, dem der Prüfer 
angehört, diese Voraussetzungen vorliegen. 
 
Befristetes Tätigkeitsverbot (§ 271c UGB, 
§ 95 AktG, § 30j GmbHG, § 24e GenG, 
§ 63b BWG, § 82c VAG) 
Der Abschlussprüfer soll zwei Jahre nach Be-
endigung seiner Tätigkeit keine leitende Stel-
lung im geprüften Unternehmen einnehmen 
dürfen („Cooling-off period“). Damit soll ver-
hindert werden, dass das Verhältnis zwischen 
geprüfter Gesellschaft und Prüfungsgesell-
schaft besonders eng wird und „angenehme 
Prüfer“ mit einem hoch dotierten Anstel-
lungsverhältnis belohnt werden. 
 
Anwendung der Internationalen Prüfungsstan-
dards (269b UGB) 
Sobald die Europäische Kommission im Komi-
tologieverfahren die Internationalen Prü-
fungsstandards (International Standards of 
Auditing - IAS) übernommen hat und diese im 
Amtsblatt der EU veröffentlicht wurden, sind 
diese auf gesetzliche Abschlussprüfungen und 
Konzernabschlussprüfungen anzuwenden. 
 

Bestellung des Abschlussprüfers/Honorar des 
Abschlussprüfers (§ 270 UGB) 
Der Aufsichtsrat soll bei Anbahnung und Ab-
schluss des Vertrags mit dem Abschlussprüfer 
die Gesellschaft nicht nur vertreten, sondern 
auch im Innenverhältnis die maßgeblichen 
Entscheidungen über die einzelnen Vertrags-
punkte treffen. Dies bedeutet vor allem auch, 
dass die Ausschreibung der Prüfung (im Vor-
feld des Vorschlags an die Hauptversammlung) 
und die Verhandlungen mit dem Prüfer durch 
den Aufsichtsrat selbst geführt werden sollen. 
Ein vom Vorstand ausgehandelter Prüfungs-
vertrag soll nicht nur vom Aufsichtsrat „abge-
segnet“ werden. 
 
Nach Art. 25 der Abschlussprüfungs-RL soll das 
Honorar des Prüfers nicht durch zusätzliche 
Leistungen beeinflusst, an keinerlei Bedin-
gungen geknüpft und in einem angemessenen 
Verhältnis zum voraussichtlichen Umfang der 
Prüfung stehen, weil ansonsten die Unabhän-
gigkeit des Prüfers gefährdet sein könnte, 
indem die Prüfung mit lukrativen Beratungstä-
tigkeiten verbunden wird.  
 
Prüfungsausschuss (§ 92 AktG, § 30g GmbHG, 
§ 51 SEG, § 24c GenG) 
Die Abschlussprüfungsrichtlinie sieht für Un-
ternehmen von öffentlichem Interesse die 
verpflichtende Einrichtung eines Prüfungsaus-
schusses vor. Nach dem URÄG 2008 soll in 
besonders großen Gesellschaften der Auf-
sichtsrat einen solchen Ausschuss einrichten 
müssen. Der österreichische Gesetzgeber hat 
zuletzt durch das GesRÄG 2005 die Zusam-
mensetzung des Prüfungsausschusses konkre-
tisiert, dessen Kompetenzen wurden durch 
die Richtlinie jedoch erheblich ausgeweitet. 
 
Prüfungsbericht (§ 273 UGB) 
Der Abschlussprüfer muss auch über die wich-
tigsten bei der Abschlussprüfung gewonnenen 
Erkenntnisse sowie über Beanstandungen be-
richten, die nicht zur Einschränkung oder 
Versagung des Bestätigungsvermerks geführt 
haben, soweit dies für die Überwachung der 
Geschäftsführung und des geprüften Unter-
nehmens von Bedeutung ist (diese Informatio-
nen bilden ein Kernstück des sogenannten 
„Management Letter“). Dazu zählen insbe-
sondere wesentliche Schwächen bei der inter-
nen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses.  
 
Weitere Änderungen des URÄG 2008, die nicht 
aufgrund von EU-Vorgaben erfolgen: 
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Postrechtliche Haftungsbestimmungen 
Die Aufhebung der postrechtlichen Haftungs-
bestimmungen durch das Postgesetz 1997 
sowie des § 452 HGB durch das Handels-
rechtsänderungsgesetz 2005 haben im Bereich 
der innerstaatlichen Beförderung von Post-
sendungen auf der Straße und in der Luft zu 
Rechtsunsicherheit und zur Anwendbarkeit 
sachlich nicht passender Regelungen geführt. 
Mit § 451 UGB und § 147 LuftfahrtG sollen die 
partiellen Besonderheiten der Postbeförde-
rung berücksichtigt werden. 
 
Klarstellung der Ausnahme der Verpachtung 
aus dem Geltungsbereich des § 38 UGB 
Es wird klargestellt, dass Pachtverträge und 
ähnliche Verträge betreffend die Nutzungs-
überlassung an einem Unternehmen keinen 
Unternehmenserwerb iS des § 38 UGB darstel-
len. 
 
Reform des Genossenschaftsrechts – Stärkung 
des Aufsichtsrats 
Die Pflichten des Vorstands im Bereich des 
Rechnungswesens und seine Informations-
pflichten gegenüber dem Aufsichtsrat wer-
dend deutlicher und strenger gefasst. Der 
Vorstand wird zur Einführung eines den An-
forderungen des Unternehmens entsprechen-
den Kontrollsystems verpflichtet. Die innere 
Ordnung des Aufsichtsrats wird im Einklang 
mit genossenschaftsrechtlichen Prinzipien in 
Anlehnung an das Aktienrecht normiert. Das 
führt zu einer Stärkung des Aufsichtsrats und 
zu mehr Information und Transparenz für 
dessen Mitglieder. 
 

Dr. Manfred Grünanger 
 
 

Änderungen des § 38 UGB 
(Unternehmensübergang) im URÄG 2008 – 

Ausnahme für Pacht 
 
Mit der Neuregelung der Ausnahme der Pacht-
verhältnisse aus dem Geltungsbereich des 
§ 38 UGB im Abs 5a soll klargestellt werden, 
dass Pachtverträge und ähnliche Verträge 
betreffend die Nutzungsüberlassung an einem 
Unternehmen keinen Unternehmenserwerb 
darstellen. 
 
§ 38 UGB soll die Übertragung von Unterneh-
men und unternehmensbezogenen Rechtsver-
hältnissen erleichtern, ohne die Privatauto-
nomie der Beteiligten zu beschränken. 
§ 38 UGB nimmt den Vertragsparteien nicht 

die Möglichkeit, in den Grenzen des allgemei-
nen Zivilrechts, ausdrücklich oder schlüssig, 
vor oder nach dem Unternehmensübergang, 
eine Übernahme des Vertrags zwischen Ve-
räußerer und Dritten durch den Erwerber oder 
eine Zustimmung zu einer solchen, zu verein-
baren. In gleicher Weise steht es den Ver-
tragsparteien in den Grenzen des allgemeinen 
Zivilrechts frei, das Widerspruchsrecht, wie-
derum vor oder nach dem Unternehmensüber-
gang, abweichend von der dispositiven Rege-
lung des § 38 Abs. 2 UGB zu regeln. Der Dritte 
kann daher, vor oder nach Unternehmens-
übergang, schlüssig oder ausdrücklich, auf das 
Widerspruchsrecht nach § 38 Abs. 2 UGB auch 
verzichten oder einer Fristverkürzung zu-
stimmen. Ebenso kann auch das Wider-
spruchsrecht selbst nur im Rahmen des allge-
meinen Zivilrechts ausgeübt werden und fin-
det am Rechtsmissbrauch seine Grenzen. Eine 
rechtsmissbräuchliche Ausübung des Wider-
spruchsrechts liegt insbesondere vor, wenn 
der Dritte ausschließlich oder überwiegend 
nur deshalb widerspricht, um dem Veräußerer 
oder Erwerber zu schaden bzw. sich zu Lasten 
des Erwerbers oder Veräußerers einen sach-
lich nicht gerechtfertigten Vorteil zu ver-
schaffen. 
 
§ 38 UGB enthält bisher keine ausdrückliche 
Regelung, ob er auch anzuwenden ist, wenn 
das Unternehmen nicht endgültig auf den 
Erwerber übertragen wird, sondern grundsätz-
lich sachenrechtlich weiterhin dem Veräuße-
rer zugeordnet bleibt und im Regelfall nach 
einer bestimmten Zeit, sei es durch Zeitab-
lauf oder Kündigung, wieder an ihn zurückfal-
len soll. Zu denken ist hier insbesondere an 
eine Unternehmensfortführung aufgrund einer 
Pacht, einer Leihe, eines Fruchtgenusses oder 
des Rechts des Gebrauchs sowie die Unter-
nehmensfortführung nach Rückstellung des 
Unternehmens an den Veräußerer aufgrund 
der Beendigung eines dieser Verträge. Wäh-
rend die zu § 25 HGB ergangene Rechtspre-
chung, auf die sich auch die Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage zu § 38 UGB des HRÄG 2005 
beziehen, § 25 HGB auch bei Fortführung ei-
nes Unternehmens aufgrund eines Pacht- oder 
Fruchtgenussvertrags anwandte, haben sich 
Stimmen in der Literatur und die WKO gegen 
die Anwendung der §§ 38ff UGB auf Pachtver-
träge ausgesprochen. Die Interessenlage der 
Beteiligten ist in diesem Fall tatsächlich nicht 
jener bei der endgültigen Übertragung des 
Unternehmens auf den Erwerber vergleichbar. 
Bei einer solchen Übertragung bleiben – an-
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ders als bei der dauerhaften Übertragung des 
Unternehmens etwa durch Kauf – die Eigen-
tumsverhältnisse grundsätzlich unverändert, 
das Unternehmen grundsätzlich weiterhin 
dem Veräußerer zugeordnet, an den es nach 
Beendigung des Überlassungsvertrags auch 
wieder zurückfällt. Im Regelfall wird es daher 
auch nicht der typischen Interessenlage und 
Erwartungshaltung der Beteiligten entspre-
chen, dass der Erwerber in diesen Fällen nach 
§ 38 Abs. 1 UGB alle unternehmensbezogenen 
Rechtsverhältnisse und die Haftung für Alt-
schulden nach Abs. 4 übernimmt. Aus diesem 
Grund soll daher hier die Fortführung des 
Unternehmens ausdrücklich vom Anwen-
dungsbereich des § 38 UGB ausgenommen 
werden. Die jetzt vorgeschlagene Regelung 
soll und kann in diesem Zusammenhang je-
doch keinen Rückschluss auf die bisherige 
Auslegung des § 38 UGB geben, sondern soll 
die unklare Rechtslage nunmehr ausdrücklich 
regeln.  
 
Das BMJ will die Thematik, ob weitere bei der 
Anwendung des § 38 UGB entstehende Fragen 
einer gesetzlichen Klarstellung bedürfen, 
nach einer umfassenden Evaluierung nach 
ausreichend langer Geltung des § 38 UGB ent-
scheiden.  
 

Dr. Manfred Grünanger 
 

 

Öffentliches Recht 
 

EU-Verwaltungsstrafvollstreckungsgesetz 
 
Mit 1.3.2008 ist das EU-Verwaltungs-
strafvollstreckungsgesetz (EU-VStVG) in Kraft 
getreten. Dieses Gesetz ist in Umsetzung ei-
nes Rahmenbeschlusses der EU ergangen und 
regelt die Vollstreckung von verwaltungsbe-
hördlich verhängten Geldstrafen innerhalb der 
EU. Die Vollstreckung von gerichtlich verhäng-
ten Geldstrafen ist im Bundesgesetz über die 
justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU-JZG) geregelt. 
 
Das EU-VStVG ist nicht auf Übertretungen 
anzuwenden, die vor dem 1.3.2008 begangen 
wurden.  
 
Das EU-VStVG regelt ausschließlich die Voll-
streckung von rechtskräftigen verwaltungsbe-
hördlichen Entscheidungen, mit denen eine 
Geldstrafe oder Geldbuße verhängt wurde. 

Das vorangegangene Verwaltungsverfahren 
wird nicht geregelt. Seit 1. März müssen somit 
die österreichischen Behörden Geldstrafen, 
die in einem anderen EU-Mitgliedstaat ver-
hängt wurden, vollstrecken, wenn dies vom 
betreffenden EU-Mitgliedstaat gewünscht 
wird. Nach dem EU-VStVG ist in Österreich 
zuständige Behörde die Bezirksverwaltungs-
behörde oder die Bundespolizeidirektion in-
nerhalb ihres Wirkungsbereiches.  
 
Die Vollstreckung richtet sich – soweit die 
Bestimmungen des EU-VStVG nichts anderes 
vorsehen – nach den Regelungen des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes (VVG). Der Erlös 
aus der Vollstreckung fließt – sofern nicht 
anderweitige Abkommen bestehen – Öster-
reich zu. Damit soll ein Anreiz dafür geschaf-
fen werden, dass Geldstrafen auch tatsächlich 
innerhalb des EU-Raumes vollstreckt werden. 
 
Grundsätzlich ist eine Vollstreckung in Öster-
reich nur dann möglich, wenn die der Geld-
strafe zugrunde liegende strafbare Handlung 
auch in Österreich strafbar wäre. Es gilt somit 
das Prinzip der gegenseitigen Strafbarkeit. 
Von diesem Prinzip gibt es jedoch wichtige 
Ausnahmen: Alle Delikte, die in Anlage 1 des 
EU-VStVG aufgezählt sind, sind vom Prinzip 
der gegenseitigen Strafbarkeit ausgenommen. 
In Anlage 1 sind mehrheitlich schwere Verbre-
chen aufgezählt, die jedenfalls unter das 
gerichtliche Strafrecht fallen und somit nicht 
im Rahmen des EU-VStVG vollstreckt werden 
(z.B. Beteiligung an einer kriminellen Vereini-
gung, Terrorismus, Menschenhandel, Kinder-
pornografie, Vergewaltigung, vorsätzliche 
Tötung und schwere Körperverletzung, Geld-
fälschung, Cyberkriminalität, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit).  
 
In der Anlage werden aber auch „gegen die 
den Straßenverkehr regelnden Vorschriften 
verstoßenden Verhaltensweisen, einschließ-
lich Verstößen gegen Vorschriften über Lenk- 
und Ruhezeiten und des Gefahrgutrechts“ 
angeführt. Somit werden z.B. im EU-Ausland 
begangene Geschwindigkeitsübertretungen, 
für die eine Geldstrafe verhängt wurde, je-
denfalls in Österreich vollstreckt. Andere auf 
den Verkehr bezogene Strafen, die jedoch 
keine „gegen die den Straßenverkehr regeln-
den Vorschriften verstoßende Verhaltenswei-
sen, einschließlich Verstößen gegen Vorschrif-
ten über Lenk- und Ruhezeiten und das Ge-
fahrgutrecht“, darstellen, wie z.B. Mautver-
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gehen, können nur bei beiderseitiger Straf-
barkeit vollstreckt werden.  
 
Weitere Voraussetzung für die Vollstreckung 
einer Geldstrafe ist, dass die Strafe mehr als 
€ 70,- beträgt. 
 
Das EU-VStVG listet abschließend bestimmte 
Gründe auf, bei deren Vorliegen die Vollstre-
ckung der Entscheidung von österreichischen 
Behörden verweigert werden muss. Neben 
dem Verweigerungsgrund des Fehlens der 
beiderseitigen Strafbarkeit (außer es handelt 
sich um ein in Anlage 1 aufgezähltes Delikt) 
und der Unterschreitung der Strafhöhe von € 
70,- besteht ein Verweigerungsgrund ua dann, 
wenn der Bestrafte in dem der Geldstrafe 
zugrunde liegenden Verwaltungsverfahren 
nicht über die Möglichkeit der Ergreifung ei-
nes Rechtsmittels und die dafür vorgesehenen 
Fristen unterrichtet wurde. Auch die Verlet-
zung von Grundrechten oder allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen gemäß Art 6 EUV stellt 
einen Verweigerungsgrund dar. Die österrei-
chische Vollstreckungsbehörde hat daher ein-
geschränkt die Möglichkeit, die der Geldstrafe 
zugrunde liegende Entscheidung dahingehend 
zu überprüfen, ob in dem ausländischen Ver-
waltungsverfahren Grundrechte oder allge-
meine Rechtsgrundsätze verletzt wurden. In 
diesem Zusammenhang steht zu erwarten, 
dass Deutschland die in Österreich verhängten 
Geldstrafen wegen einer verweigerten Len-
kerauskunft nicht vollstrecken wird.  
 
Neben den Vorschriften über die Vollstre-
ckung von Geldstrafen, die in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat verhängt wurde, regelt das 
EU-VStVG auch die Vollstreckung österreichi-
scher Geldstrafen im EU-Ausland. Hervorzu-
heben ist, dass auch vom UVS verhängte Geld-
strafen nach den Regelungen des EU-VStVG in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat vollstreckt 
werden können. Entscheidungen österreichi-
scher Behörden können dann in einem ande-
ren EU-Mitgliedstaat vollstreckt werden, wenn 
eine Vollstreckung im Inland nicht möglich ist, 
oder mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 
verbunden wäre. Die Vollstreckung in einem 
anderen Mitgliedstaat richtet sich nach dessen 
Vorschriften, wobei die Regelungen des Rah-
menbeschlusses, die in nationales Recht um-
zusetzen sind, zu beachten sind. Der Erlös der 
Vollstreckung bleibt grundsätzlich beim Voll-
streckungsstaat.  
 

Dr. Elisabeth Sperlich 

Verfassungsreform 
 
Am 12.3.2008 wurde der zweite Entwurf einer 
Novelle des Bundes-Verfassungsgesetzes der 
Expertengruppe Staats- und Verwaltungsre-
form zur Begutachtung versendet.  
 
Der Entwurf enthält im Wesentlichen folgende 
Bereiche:  
 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län-
dern 
Der Entwurf enthält eine neue bundesstaatli-
che Kompetenzverteilung, basierend auf ei-
nem „Drei-Säulen-Modell“. Vorgesehen sind 
ausschließliche Bundeskompetenzen (Art 10), 
ausschließliche Landeskompetenzen (Art 11) 
sowie gemeinsame Zuständigkeiten des Bun-
des und der Länder („dritte Säule“, Art 12). In 
dieser dritten Säule ist die Gesetzgebung Lan-
dessache, „solange und soweit der Bund von 
der Zuständigkeit zur Gesetzgebung nicht 
Gebrauch gemacht hat“.  
 
Für das Verfahren in der dritten Säule sind im 
Entwurf zwei Varianten vorgesehen.  
Die erste Variante sieht eine völlige Neukon-
zeption des Bundesrates vor. Demnach soll 
jedes Land im Bundesrat durch den Landes-
hauptmann, den Landtagspräsidenten sowie 
ein weiteres Mitglied vertreten sein. In Ange-
legenheiten der dritten Säule kommt dem 
Bundesrat ein absolutes Veto zu.  
 
In der zweiten Variante bleibt der Bundesrat 
wie bisher bestehen; in der dritten Säule ist 
für einen Einspruch gegen einen Gesetzesbe-
schluss ausreichend, wenn entweder die Hälf-
te der abgegebenen Stimmen oder mindestens 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen der 
Vertreter von wenigstens fünf Ländern auf 
Einspruch lautet (ein Gesetzesbeschluss des 
Nationalrates muss im Bundesrat daher von 
einer doppelten Mehrheit unterstützt wer-
den). Der Nationalrat hat auch in Angelegen-
heiten der dritten Säule die Möglichkeit, ei-
nen Beharrungsbeschluss zu fassen; dieser 
erfordert jedoch eine Zweidrittelmehrheit.  
 
Art 12 Abs 6 des Entwurfs enthält eine beson-
dere Bedarfskompetenz des Bundes im Zu-
sammenhang mit der Durchführung von 
Rechtsakten im Rahmen der europäischen 
Integration sowie für die integrierte Geneh-
migung von Vorhaben.  
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Gemäß Art 10 Abs 2 kann in allen nach Art 10 
ergehenden Bundesgesetzen die Landesge-
setzgebung zur Erlassung von Ausführungsbe-
stimmungen ermächtigt werden. Im Rahmen 
der dritten Säule kann sich die Bundesgesetz-
gebung gem. Art 12 Abs 4 auch auf die Auf-
stellung von Grundsätzen beschränken. 
 
Bestehende Gesetze in Angelegenheiten des 
vorgeschlagenen Art 12 gelten als in Anwen-
dung dieses Artikels erlassen. Sollen derartige 
Gesetze nach Inkrafttreten der vorgeschlage-
nen Bestimmungen geändert werden, ist das 
Verfahren für die dritte Säule einzuhalten. 
 
Schulverwaltung 
„Schulen“ fallen gem. Art 10 Abs 1 Z 13 des 
Entwurfs in die Bundeskompetenz; „äußere 
Organisation der Schulen; Minderheitenschul-
recht für Pflichtschulen“ fallen gem. Art 12 
Abs 1 Z 7 in die „dritten Säule“.  
 
Die derzeit bestehenden Parallelstrukturen im 
Bereich der Schulverwaltung (Landes- und 
Bezirksschulräte als Schulbehörden des Bun-
des neben den Schulbehörden des Landes) 
sollen beseitigt werden. Die Schulverwaltung 
des Bundes erfolgt nach dem Entwurf in mit-
telbarer Bundesverwaltung. Alle Lehrer an 
öffentlichen Schulen sollen in Hinkunft Be-
dienstete des Bundes sein.  
 
Art 106 Abs 4 des Entwurfs sieht die Einrich-
tung einer Bildungsdirektion im Amt der Lan-
desregierung vor, die die Angelegenheiten der 
Schulen wahrzunehmen hat.  
 
Regelungen im Bereich der Länderautonomie 
Der Entwurf sieht den Entfall des Einspruchs-
rechts der Bundesregierung gegen Gesetzes-
beschlüsse eines Landtages gem. derzeitigem 
Art 98 B-VG vor. Weiters sollen die bundesver-
fassungsrechtlichen Vorgaben für die Organi-
sation der Verwaltung in den Ländern redu-
ziert werden und sieht der vorgeschlagene 
Art 102 Abs 5 den Landeshauptmann als zu-
ständigen Entscheidungsträger in Katastro-
phenfällen vor, wobei das Einvernehmen mit 
den zuständigen obersten Organen unverzüg-
lich herzustellen ist.  
 
Gemeinden 
Neben einer gewissen Bestandsgarantie für 
Gemeinden wird insbesondere die Bildung von 
Gemeindeverbänden erleichtert: Es soll keine 
Beschränkung auf einzelne Aufgaben mehr 
geben und es werden auch Ländergrenzen 

überschreitende Gemeindeverbände ermög-
licht. 
Den Gemeinden wird auch ein generelles Ver-
ordnungsrecht im Rahmen der Gesetze einge-
räumt. 
 
Zweites Bundesverfassungsrechtsbereinigungs-
gesetz 
Im Zusammenhang mit der neuen Kompetenz-
verteilung und Änderungen im Bereich der 
Schulverwaltung und der Länderautonomie 
sollen Verfassungsbestimmungen aufgehoben 
oder ihres Verfassungsrangs entkleidet wer-
den. 
 

Dr. Claudia Rosenmayr-Klemenz 
 
 

Wettbewerb & Regulierung 
 

EU-Postrichtlinie in Kraft getreten 
 
Nationale Postmärkte sind bis 31.12.2010 
vollständig zu öffnen, für 11 Mitgliedstaaten 
sind Ausnahmeregelungen vorgesehen 
 
Das Europäische Parlament hat am 31.1.2008 
in Brüssel den Anfang Oktober 2007 von den 
Fachministern angenommenen Kompromiss-
vorschlag der portugiesischen Ratspräsident-
schaft mit großer Mehrheit in zweiter Lesung 
angenommen und eine politische Einigung 
über den Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 97/67/EG über die 
Vollendung des Binnenmarktes für Postdienst-
leistungen (kurz: EU-Postrichtlinie) erzielt. 
Die Richtlinie wurde zwischenzeitlich bereits 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröf-
fentlicht (ABl 2008 L 52/3) und ist am 
27. Februar 2008 in Kraft getreten. 
http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=
OJ:L:2008:052:0003:0020:DE:PDF 
In der nunmehr geltenden Regelung findet 
sich die im Europäischen Parlament in erster 
Lesung am 11. Juli 2007 erzielte Übereinkunft 
wieder, den letzten Monopolbereich im Post-
sektor, die Zustellung persönlich adressierter 
Briefsendungen bis zu einem Gewicht von 
50 Gramm (sog. reservierter Dienst) nicht, 
wie von der Europäische Kommission vorge-
schlagen, bereits per 1.1.2009, sondern erst 
zwei bzw. vier Jahre später vorzusehen (sog. 
Zwei-Stufen-Modell). 
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Im Einzelnen sieht die neue gemeinschafts-
rechtliche Regelung die folgenden Elemente 
vor: 
- Die vollständige Öffnung des Postsektors bis 

31.12. 2010, einschließlich der Zustellung 
von Briefen unter 50 Gramm; der reservier-
te Dienst fällt ab diesem Zeitpunkt weg. 

- Für die neuen Mitgliedstaaten sowie für 
Mitgliedstaaten mit schwierigen topographi-
schen Bedingungen besteht die Möglichkeit, 
die Öffnung der Märkte um zwei Jahre bis 
31.12.2012 aufzuschieben. Da Bulgarien, 
Estland und Slowenien bereits auf eine Auf-
schiebung der Öffnung ihrer Märkte verzich-
tet haben, wird diese Möglichkeit lediglich 
die folgenden elf Mitgliedstaaten betreffen: 
Zypern, die Tschechische Republik, Grie-
chenland, Ungarn, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Polen, Rumänien und die 
Slowakei.  

- Unter der so genannten „Gegenseitigkeits-
klausel” können Mitgliedstaaten, die ihre 
Märkte bis Ende 2010 öffnen, jenen Mit-
gliedstaaten, die sich entscheiden, die 
Marktöffnung aufzuschieben, bis Ende 2012 
den Zugang zu ihren Märkten verweigern. 

- Im Bereich des Universaldienstes können die 
Mitgliedstaaten auch Einheitstarife für länd-
liche und städtische Gebiete, angemessene 
Erreichbarkeit der Postämter und ein Mini-
mum an Lieferbedingungen vorsehen. 

- Ferner wurde eine Formulierung aufge-
nommen, die klarstellt, dass Erbringer von 
Expressdiensten nicht zur Finanzierung des 
Universaldienstes heranzuziehen sind. 

- Die Frage, durch welchen Mechanismus die 
Finanzierung von Universaldienstverpflich-
tungen sichergestellt werden soll, ist von 
den Mitgliedstaaten jeweils selbst zu ent-
scheiden. Diese können die Dienste entwe-
der aus staatlichen Mitteln finanzieren oder 
Betreiber dazu verpflichten, in einen ge-
meinsamen Fonds (Universaldienstfonds) 
einzuzahlen. Die Kommission hat das Recht, 
die Finanzierungspläne der Mitgliedstaaten 
zu überprüfen, ist andererseits aber auch 
verpflichtet, die Mitgliedstaaten bei der Be-
rechnung der Kosten der Universaldienste 
zu unterstützen. 

- Nicht von der europäischen Regelung be-
troffen sind Bestimmungen zu Mindestver-
dienst und Streikrechten der Postangestell-
ten.  

 
Während die Tatsache, dass sich die Minister 
letztlich auf eine Frist für die vollständige 
Marktöffnung geeinigt haben, allgemein posi-

tiv aufgenommen wurde, trafen das Zwei-
Stufen-Modell wie auch die Verschiebung der 
Marktöffnung um zwei bzw. vier Jahre in den 
betroffenen Kreisen nicht auf ungeteilte Zu-
stimmung. 
 

MMag. Winfried Pöcherstorfer 
 
 

Tender Club Austria – 
Internationales Vergabeforum 

 
Bereits zum dritten Mal findet das Internatio-
nale Vergabeforum (IVF) unter österreichi-
scher, deutscher und schweizer Beteiligung 
statt. Nach den Erfolgen der ersten beiden 
Veranstaltungen im Februar 2005 in St. Gallen 
und im November 2006 in Berlin lädt der Ten-
der Club Austria zur dritten Veranstaltung 
nach Wien mit freundlicher Unterstützung der 
Universität St. Gallen und des forum vergabe 
e.V. Die Tradition der ersten beiden Veran-
staltungen soll auch in Wien fortgesetzt wer-
den und ein länderübergreifender Informati-
ons- und Meinungsaustausch zwischen öffent-
lichen Auftraggebern, (anbietenden) Unter-
nehmen, Rechtsanwälten, Wissenschaft und 
Vertretern der Justiz etc stattfinden. 
Die Themen des IVF und die Vortragenden 
geben die Möglichkeit, auf Expertenebene am 
„Puls“ der aktuellen Entwicklungen des Ver-
gaberechts teilzunehmen. Die in Berlin einge-
führte „Aktuelle Stunde“ findet sich ebenfalls 
in unserem Programm. So haben die Teilneh-
mer wieder die Möglichkeit, tagesaktuelle 
Themen einzubeziehen oder besonders bren-
nende Themen aufzugreifen und mit den Vor-
tragenden des IVF zu diskutieren. 
 
http://www.tenderclub.at/Files/IVF_2008.pd
f 
 

Dr. Annemarie Mille 
 
 

EU-Kommission prüft Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

in Österreich 
 
Österreich zu Klarstellungen betreffend Aus-
gestaltung, Finanzierung und Kontrolle des 
öffentlich-rechtlichen Auftrags des ORF auf-
gefordert 
 
Die Europäische Kommission hat Österreich 
mit Schreiben vom 31.1.2008 gemäß den Bei-
hilfevorschriften des EG-Vertrags aufgefor-
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dert, den öffentlich-rechtlichen Auftrag, die 
Finanzierung und die Kontrolle des öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstalters ORF klar-
zustellen. 
 
Seit 2004 wurden der EU-Behörde mehrere 
Beschwerden über die staatliche Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunksenders 
ORF in Österreich übermittelt. Die Beschwer-
deführer machen geltend, dass der öffentlich-
rechtliche Auftrag und die Finanzierung des 
ORF nicht transparent genug geregelt seien 
und dass es an einer angemessenen Aufsicht 
mangle. Beanstandet wurden auch der Um-
fang und die öffentliche Finanzierung der 
Onlinetätigkeiten und der Sportsendungen des 
ORF. 
 
Nach Überprüfung der Beschwerden wie auch 
der Angaben der österreichischen Behörden 
auf der Grundlage des in ihrer Rundfunk-
Mitteilung aus dem Jahr 2001 (ABl 2001 C 
320/5) dargelegten Prüfverfahrens ist die 
Kommission zu dem vorläufigen Schluss ge-
langt, dass der öffentlich-rechtliche Auftrag 
des ORF insbesondere im Hinblick auf dessen 
Onlinetätigkeiten und die im Zusatzprogramm 
ORF Sport Plus ausgestrahlten Sportsendungen 
nicht präzise genug definiert ist und dass die 
Erfüllung dieses Auftrags nicht angemessen 
überwacht wird. Außerdem fehlen offenbar 
angemessene Mechanismen, um im Sinne der 
Altmark-Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes eine Überkompensation auszu-
schließen und sicherzustellen, dass der ORF 
seine kommerziellen Tätigkeiten im Einklang 
mit den Grundsätzen des Marktes ausübt. 
 
Mit Blick auf die Online Dienste des ORF ver-
misst die Brüsseler Behörde einen klar defi-
nierten Auftrag, aus dem hervorgeht, welche 
Dienste "demokratischen, sozialen und kultu-
rellen" Anforderungen entsprechen und somit 
für eine öffentliche Finanzierung über Rund-
funkgebühren in Frage kommen. 
 
Hinsichtlich des Zusatzprogramms ORF Sport 
Plus fehlt der Kommission ein die gesetzlich 
allgemein umschriebenen Aufgaben näher 
präzisierendes Programmkonzept, aus dem 
hervorgeht, welche Bedürfnisse der Bevölke-
rung in welcher Weise und in welchem Um-
fang bedient werden und aus welchem Grund 
diese nicht im Rahmen des bestehenden Pro-
grammauftrages erfüllt werden können, sowie 
anhand welcher Kriterien die Auswahl der 
Sportereignisse getroffen wird. Darüber hin-

aus äußert sie Zweifel, ob der Umfang des 
Sports in den Fernsehprogrammen des ORF 
insgesamt als "angemessen" betrachtet wer-
den kann. 
 
Die Generaldirektion Wettbewerb äußert 
schließlich auch Zweifel daran, dass die be-
stehenden Kontrollmechanismen geeignet 
sind, die Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
angemessen zu überwachen. Die Aufsichtsbe-
fugnisse des Bundeskommunikationssenates 
und der Jahresbericht an den Nationalrat 
seien hiezu nicht hinreichend, auch wird be-
zweifelt, dass die Kontrollgremien des ORF 
tatsächlich gewährleisten können, dass die 
Erfüllung der gesetzlichen Aufträge (insbe-
sondere der Programmauftrag) angemessen 
erfolgt. 
 
Was die Beschränkung der staatlichen Finan-
zierung auf die Nettokosten des öffentlich-
rechtlichen Auftrages (Verhinderung von 
Überkompensation) betrifft, erkennt die 
Kommission zwar die Methode der Nettokos-
tenermittlung als grundsätzlich mit der Rund-
funk-Mitteilung in Einklang stehend an, hält 
es jedoch für möglich, dass durch kommer-
zielle Tätigkeiten entstandene Verluste durch 
Mittel aus den Rundfunkgebühren quersubven-
tioniert werden und sieht eine wirksame Kon-
trolle dieser Vorgabe nicht zuletzt mangels 
klarer Konsequenzen einer möglichen Fest-
stellung einer Überkompensation als nicht 
gegeben an. 
 
Schließlich bemängelt die EU-Behörde hin-
sichtlich der kommerziellen Tätigkeiten des 
ORF, dass die hiefür bestehenden rechtlichen 
Regelungen deren marktkonforme Erbringung 
nicht sicherstellen, da klare rechtsverbindli-
che Vorgaben und angemessene Kontrollen für 
diese Tätigkeiten (z.B. Werbung) nicht beste-
hen. 
 
Die Kommission, die in ihrem Schreiben mög-
liche Abhilfemaßnahmen vorschlägt, welche 
aus ihrer Sicht sicherstellen können, dass das 
Finanzierungssystem des ORF künftig mit den 
Beihilfevorschriften des Europäischen Ge-
meinschaftsrechts im Einklang steht, hat Ös-
terreich die Gelegenheit gegeben, zu ihrer 
vorläufigen Schlussfolgerung Stellung zu neh-
men und gegebenenfalls Änderungen im Be-
reich seines öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
vorzuschlagen. Sofern durch entsprechende 
Vorschläge die wettbewerbsrechtlichen Be-
denken der Kommission ausgeräumt werden, 
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könnte das gegenständliche Prüfungsverfah-
ren eingestellt werden, wie dies beispielswei-
se im Frühjahr 2007 im Falle Deutschlands 
geschehen ist. 
 

MMag. Winfried Pöcherstorfer 
 

 
Follow up zum 

Europäischen Forum Alpbach 2007: 
Gastkommentar aus der Ukraine 

 
Genau vor einem Jahr habe ich eine Einladung 
von der Österreichischen Wirtschaftskammer 
zur Teilnahme am Forum Alpbach erhalten, 
wo ich über die rechtlichen Entwicklungen in 
der Ukraine sprechen sollte. 
 
Obwohl das Forum Alpbach eher ein politi-
sches Event ist, war ich ganz überrascht, wie 
viele Unternehmer daran teilgenommen ha-
ben, die enormes Interesse an der Ukraine als 
Standort für Investitionen gezeigt haben. 
 
Die Ukraine ist flächenmäßig das zweitgrößte 
Land Europas mit ca. 48 Mio. Einwohnern. 
Dieses gewaltige Potential ist aber bislang 
kaum ausgeschöpft. Zukünftig wird die Ukrai-
ne ganz sicher auch von ihrer günstigen geo-
graphischen Lage profitieren. Im Westen 
grenzt die Ukraine an Polen, Rumänien, die 
Slowakei und Ungarn, im Süden an Moldawien 
und im Nordosten an Russland. 
 
Öffentliche Auftragsvergabe 
Die kommende Fußball-Europameisterschaft 
2012 wird Raum für weitere Investitionsmög-
lichkeiten, vor allem im Immobilien- bzw. 
Infrastrukturbereich, öffnen. Es gibt bereits 
erste positive Signale, das österreichische 
Bauunternehmen ALPINE hat eine Ausschrei-
bung für die Errichtung des Stadions in Lwiw 
gewonnen. 
 
Österreicher sind als besonders mutige Inves-
toren in der Ukraine längst anerkannt. In vie-
len Geschäftsfeldern, sei es im Banken- bzw. 
Versicherungswesen, in der Produktion, im 
Immobilien- oder Baugeschäft, sind die Öster-
reicher oft die „first movers“. Zu nennen 
seien hier beispielsweise große Konzerngesell-
schaften wie Raiffeisen oder UNIQA, die über 
ausreichend Kapazitäten für die erfolgreiche 
Umsetzung ihrer Projekte verfügen. 
 
Nach wie vor gibt es aber eine Vielzahl von 
Fällen, in denen Investoren Geschäfte mit 

ukrainischen Partnern beginnen, ohne sich 
davor eingehend rechtlich beraten zu lassen. 
Oft scheitern derartige Vorhaben mit großen 
Verlusten. 
 
Gesellschaftsrecht 
Die häufigsten und nachhaltigsten Fehler tre-
ten normalerweise im gesellschaftsrechtli-
chen oder markenrechtlichen Bereich auf. 
 
So ist lt. Gesetzgebung der Ukraine eine Voll-
versammlung einer Gesellschaft (GmbH oder 
AG) erst mit mehr als 60 % der Stimmen be-
schlussfähig. Einige Investoren gehen ein 
50:50 oder 51:49 Joint Venture mit einem 
ukrainischen Partner ein und vergessen dabei, 
dass der ukrainische Partner allein durch sein 
Fernbleiben von der Vollversammlung die 
Entscheidungsfähigkeit der Gesellschaft blo-
ckieren kann.  
 
Die Situation erschwert sich dadurch, dass lt. 
gültigem ukrainischen Gesetz die wichtigsten 
Entscheidungen (Bestellung der Geschäftsfüh-
rung, Satzungsänderung, Kapitalerhöhung, 
Kündigung der Gesellschaft) in die ausschließ-
liche Kompetenz der Vollversammlung fallen. 
Hier ist unsere grundsätzliche Empfehlung, 
eine eigene Tochtergesellschaft zu gründen 
bzw. wenigstens 61 % am Stammkapital einer 
ukrainischen Gesellschaft zu halten und sehr 
ausführlich gesellschaftsrechtliche Regelun-
gen in der Satzung zu formulieren. 
 
Markenrecht 
Weitere Fallstricke beobachten wir auch im 
markenrechtlichen Bereich. In der Ukraine ist 
Markenpiraterie sehr weit verbreitet, was 
dazu führt, dass selbst notorisch bekannte 
Marken in der Ukraine durch lokale Unter-
nehmer auf eigenen Namen registriert werden 
und bei der Herstellung bzw. im Vertrieb lo-
kaler Waren aktiv verwendet werden. 
 
Dadurch wird dem eigentlichen Markeninha-
ber nicht nur ein enormer Schaden zugefügt, 
dessen hochqualitative Waren gefälscht wer-
den und dadurch im Ruf geschädigt werden, 
sondern der ukrainische Inhaber kann dem 
eigentlichen Berechtigten gar den Vertrieb 
dessen Waren gerichtlich untersagen bzw. 
dies zumindest versuchen. Es wird daher emp-
fohlen, sich auf den Markteintritt gründlich 
vorzubereiten und eigene Marken auch in der 
Ukraine lokal anmelden zu lassen, um etwaige 
Probleme zu vermeiden, auch wenn die Mar-
ken in der EU geschützt sind. 
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Rechtsprechung 
Leider genießt auch das ukrainische lokale 
Gerichtswesen keinen guten Ruf. Daher ist es 
empfehlenswert, nach Möglichkeit Streitigkei-
ten der Kompetenz der lokalen Gerichte zu 
entziehen. Leider gelingt es nicht in jedem 
Fall. So gehören z.B. arbeitsrechtliche sowie 
auch vergaberechtliche Streitigkeiten in die 
ausschließliche Kompetenz der ukrainischen 
Gerichte. Sämtliche Streitigkeiten aus Au-
ßenwirtschaftsverträgen (z.B. Kauf-, Dienst- 
und Werkverträge) können hingegen der Kom-
petenz internationaler Schiedsgerichte durch 
Aufnahme einer entsprechenden Schiedsklau-
sel in den Vertrag übertragen werden. 
 
Die Vorteile einer Schiedsklausel liegen klar 
auf der Hand 
- die Ukraine ist den wichtigsten internatio-

nalen Abkommen über das Schiedsgerichts-
wesen (vor allem dem New Yorker Abkom-
men über Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche) beigetreten, 
was eine relativ reibungslose Anerkennung 
und Vollstreckung der in einem anderen als 
dem Vollstreckungsland erlassenen Schieds-
gerichtsurteils sicherstellt (vorausgesetzt, 
dass beide Länder dem obigen Abkommen 
beigetreten sind); 

- die beiden Parteien kennen das Prozedere 
der möglichen Streitigkeitsschlichtung; 

- es besteht eine Möglichkeit, zur Verhand-
lung der Streitigkeit Schiedsrichter – Exper-
ten zuzuziehen, die mit dem Gegenstand 
der Streitigkeiten bestens vertraut sind und 
daher die Streitigkeit professionell ent-
scheiden können. 

 
Abgesehen von den genannten Problemen bin 
ich mir aber sicher, dass die Ukraine ein Land 
„of big opportunities“ ist, und diejenigen, die 
sich das Land als Investitionsstandort an-
schauen, sich nicht irren und auf dem richti-
gen Weg sind….. 
 

Timur Bondaryev 
Rechtsanwalt, Partner „Arzinger & Partner” 

Kiew, Ukraine 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Inflationsbekämpfung auf österreichisch 
 
Seit den Vorbereitungsmaßnahmen Öster-
reichs zur Währungsumstellung hat man sich 
in Österreich an niedrige Inflationsraten ge-
wöhnt. Der Anstieg der Inflationsrate seit 
Oktober 2007 auf bis zu 3,6% im Dezember 
führte daher zu einer umfassenden und teil-
weise immer noch schwelenden Debatte über 
die Ursachen dieser Teuerung. Die Politik war 
laufend bemüht, den nahezu täglichen in den 
Medien breitgetretenen Hiobsbotschaften 
leicht verkaufbare Lösungen gegenüberzustel-
len. Ergebnisse zeigen sich dann z.B. im am 
1.4.2008 in Kraft getretenen Mietrechtlichen 
Inflationslinderungsgesetz (MILG), welches 
aufgrund negativer ökonomischer Anreizwir-
kungen sogar zu einer Verteuerung am Woh-
nungsmarkt führen könnte. 
 
Im Rahmen seines Maßnahmenpaketes zur 
Inflationsbekämpfung hat der Wirtschaftsmi-
nister im Februar 2008 beim Wifo eine detail-
lierte Inflationsanalyse in Auftrag gegeben, 
worin auf Basis mathematischer Methoden 
externe von Österreich-spezifischen Faktoren 
quantitative getrennt werden. Weiters wurde 
die bei der Bundeswettbewerbsbehörde ange-
siedelte Wettbewerbskommission beauftragt, 
innerhalb von drei Monaten ein Gutachten 
über die Inflationsursachen zu erstatten. Die 
Wettbewerbskommission wird sich in ihrem 
Gutachten vor allem mit solchen Branchen 
und Produkten beschäftigen, deren Preisstei-
gerungen entsprechend der Analyse des Wifo 
besonders stark von nationalen Faktoren be-
stimmt worden sind (Produktgruppen Energie, 
Milch, Käse, Eier, Brot, Getreide, Mineralwas-
ser, Limonaden, Saft, Treibstoffe, Pharmaer-
zeugnisse, Baumaterialien sowie der Bereich 
Wohnen). In diesen Bereichen wird die Wett-
bewerbskommission in den kommenden Wo-
chen Expertengespräche führen. Weiters wur-
de ein Gutachten zur qualitativen Erforschung 
der Inflationsursachen an das IHS vergeben. 
 
Darüber hinaus hat die Regierung kurzfristig 
weitere Maßnahmen ins Auge gefasst wie et-
wa ein Preismonitoring durch das Konsumen-
tenschutzministerium und eine interministe-
rielle Arbeitsgruppe zur Frage, welche weite-
ren Maßnahmen getroffen werden können, um 
den Preisauftrieb zu stoppen. Bei so umfang-
reicher Sorge des Staates um die Funktionsfä-
higkeit der Märkte bleibt zu hoffen, dass 
schlussendlich der Markt als Hauptursache von 
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Preisanstiegen in Österreich endgültig abge-
schafft wird. 
 

Dr. Theodor Taurer 
 
 

Weißbuch „Private Envorcement“: 
Schadenersatzklagen wegen Verletzung 

des EG-Wettbewerbsrechtes 
 
Am 3.4.2008. hat die Kommission in Brüssel 
ihr bereits seit langer Zeit angekündigtes 
Weißbuch zum Schadenersatz im Kartellrecht 
präsentiert. Wesentliches Ziel der Kommission 
in diesem Politbereich ist es, neben der Ver-
hängung von Geldbußen in wirtschaftspolitisch 
bedeutenden Fällen, allen durch Wettbe-
werbsbeschränkungen Geschädigten ein effek-
tives Werkzeug an die Hand zu geben, um 
Schadenersatz zu erlangen. 
 
Die wesentlichen Aussagen des Weißbuches 
lassen in den folgenden Themenkreisen zu-
sammenfassen: 
- Anstelle des US-amerikanischen Systems des 

punitiven Schadenersatzes empfiehlt die 
Kommission den Zuspruch des einfachen 
Schadens inklusive entgangener Gewinne 
und eines Zinsanspruches. 

- Es sollen neue Formen des kollektiven 
Rechtsschutzes geschaffen werden, wobei 
die Kommission ausdrücklich keine Sammel-
klagen empfiehlt, sondern opt-in Gruppen-
klagen, bei denen sich die Geschädigten ak-
tiv melden müssen. Darüber hinaus sollen 
auch Verbandsklagen hier nutzbar gemacht 
werden. 

- Um den Geschädigten besseren Zugang zu 
Beweismaterial zu verschaffen, schlägt die 
Kommission die Einführung eines speziellen 
richterlichen Offenlegungsverfahrens vor. 

- Abschließend sollen die Entscheidungen von 
Wettbewerbsbehörden präjudiziell für die 
die über den schadenersatzrechtlichen An-
spruch entscheidenden Zivilgerichte sein. 

 
Die von der Kommission gemachten Vorschlä-
ge erscheinen weniger weitreichend, als ur-
sprünglich angenommen. Bis 15.07.2008 kön-
nen interessierte Kreise Stellungnahmen zum 
Weißbuch bei der Kommission einbringen. Alle 
relevanten Dokumente können unter der 
nachfolgenden Adresse abgerufen werden: 
http://ec.europa.eu/comm/competition/anti
trust/actionsdamages/documents.html 
 

Dr. Theodor Taurer 

EU-Richtlinie „audiovisuelle Mediendienste 
ohne Grenzen“ in Kraft getreten 

 
Umsetzung der Nachfolgeregelung der Fern-
seh-Richtlinie von Mitgliedstaaten bis Ende 
2009 erforderlich – Anpassungsbedarf in Ös-
terreich gering 
 
Am 19.12.2007, einen Tag nach ihrer Kund-
machung im Amtsblatt der Europäischen Uni-
on (ABl 2007 L 332/27) ist die Richtlinie 
2007/65/EG, die sog. Richtlinie über audiovi-
suelle Mediendienste ohne Grenzen, kurz: 
AVMD-Richtlinie, in Kraft getreten. Sie löst 
die sog. Fernseh-Richtlinie 89/552/EWG, die 
zuletzt 1997 abgeändert wurde, ab. Der Be-
schlussfassung durch den Rat und das Europäi-
sche Parlament im Spätherbst 2007 waren 
eingehende Verhandlungen der Institutionen 
vorangegangen, die sich über mehr als einein-
halb Jahre erstreckt hatten. Der Rechtset-
zungsprozess endete letztlich mit der Annah-
me des im Wesentlichen bereits im Mai 2007 
erzielten gemeinsamen Standpunktes durch 
das Plenum des Europäischen Parlaments am 
29.11.2007. 
 
In inhaltlicher Hinsicht enthält die Richtlinie 
Mindestnormen in den Regelungsbereichen 
Werbung, Kurzberichterstattung, Schutz von 
Minderjährigen, Förderung europäischer und 
unabhängiger Werke sowie Übertragung von 
Großereignissen von erheblicher gesellschaft-
licher Bedeutung. Zahlreiche Grundsätze wa-
ren bereits in der Vorgängerregelung enthal-
ten und erfuhren lediglich eine Weiterent-
wicklung. Insgesamt ist der Anpassungsbedarf 
an die neue Vorgabe aus österreichischer Per-
spektive überschaubar, v.a. weil einzelne der 
neuen gemeinschaftsrechtlichen Regelungen 
hierzulande schon vor geraumer Zeit im Sinne 
der nunmehrigen Richtlinienvorgabe gesetzli-
che Verankerung gefunden haben. 
 
Die aus österreichischer Sicht wohl wichtigste 
Änderung der nach wie vor auf dem Her-
kunftsland aufbauenden AVMD-Richtlinie stellt 
die Ausweitung ihres Anwendungsbereiches 
auf Anbieter von fernsehähnlichen Diensten, 
wie z.B. auf neue Medien, Handy-TV und "Vi-
deo on Demand" dar. Erfasst werden insbe-
sondere auch Internet live streams oder als 
webcast übertragene Programme sowie zeit-
versetzte (time-shifted) Videoabrufe. Dabei 
bestehen für diese sog. nicht linearen fern-
sehähnlichen Abruf-Dienste im Sinne des An-
satzes der abgestuften Regulierung lediglich 
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Grundanforderungen hinsichtlich Werbung 
(Trennungsgrundsatz), Jugendschutz (hier 
besteht nunmehr die Möglichkeit, bei Verstö-
ßen Sperrverfügungen zu erlassen), Anbieter-
kennzeichnung und Unterbindung von Diskri-
minierungen unterschiedlicher Art, während 
an die Allgemeinheit gerichtete Fernsehpro-
gramme für den zeitgleichen Empfang auf der 
Grundlage eines Sendeplans (sog. lineare 
Dienste) strengeren Anforderungen genügen 
müssen. Die Verpflichtung zur Förderung eu-
ropäischer Werke trifft hingegen nunmehr 
auch die Anbieter nicht-linearer Mediendiens-
te.  
 
Eine wesentliche Neuerung der Richtlinie 
betrifft das sog. product placement. Hier wird 
nicht nur der Begriff der Produktplatzierung 
eingeführt, sondern erstmals eine einheitliche 
europäische Regelung getroffen, nach der 
diese Werbeform in bestimmten Kategorien 
von Sendungen wie Kinofilmen, Serien oder 
Sportsendungen von den Mitgliedstaaten für 
zulässig erklärt werden kann. Dabei ist in 
Sendungen, in denen diese Werbeform einge-
setzt wird, im Vorspann, im Nachspann sowie 
nach jeder Werbeunterbrechung eine ent-
sprechende Kennzeichnung vorzusehen und es 
ist sicherzustellen, dass durch Produktplatzie-
rungen kein Einfluss auf die Inhalte der jewei-
ligen Sendung genommen wird. Generell ver-
boten ist diese Werbeform in Kindersendun-
gen, Nachrichtensendungen, Dokumentarfil-
men und Ratgeberprogrammen und für Ta-
bakerzeugnisse sowie für verschreibungs-
pflichtige Medikamente. Da hierzulande Pro-
duktplatzierungen unter bestimmten Voraus-
setzungen bereits seit längerer Zeit zulässig 
sind, besteht in diesem Bereich für den öster-
reichischen Gesetzgeber kaum Anpassungsbe-
darf. 
 
Weitgehend unverändert bleiben in der AVMD-
Richtlinie die Vorgaben betreffend die Wer-
bezeit, dass TV-Werbung maximal zwölf Minu-
ten pro Stunde gezeigt werden darf; Kinofil-
me, Fernsehfilme und Nachrichtensendungen 
dürfen nunmehr allerdings einmal alle 30 
Minuten (statt bislang alle 45 Minuten) unter-
brochen werden. Die generellen Verbote, für 
Tabak-Produkte und rezeptpflichtige Medika-
mente im Fernsehen zu werben, bleiben auf-
recht. Neu ist, dass Medienanbieter aufgefor-
dert werden, Verhaltensrichtlinien zum 
Schutz von Minderjährigen zu erstellen, etwa 
hinsichtlich der Vermeidung von Werbung für 
Lebensmittel und Getränke, deren übermäßi-

ge Einnahme nicht empfohlen wird, in Kinder-
programmen. Die Wirtschaftskammer Öster-
reich hat im Vorfeld erfolgreich darauf hin-
gewirkt, dass die nunmehr gewählte Formu-
lierung neutral ausgestaltet wurde und somit – 
im Gegensatz zur ursprünglich vorgeschlage-
nen Textfassung – eine Schlechterstellung 
einzelner Gruppen von Lebensmittelherstel-
lern vermieden wird. 
 
Die Mitgliedstaaten haben nun bis zum 
19.12.2009 Zeit, die Vorgaben aus der AVMD-
Richtlinie in innerstaatliches Recht umzuset-
zen. 
 

MMag. Winfried Pöcherstorfer 
 
 

Berufsrecht 
 

Pflege: 
Änderungen auf dem Gebiet 

der Personenbetreuer 
 
Die jüngsten Entwicklungen bei der Personen-
betreuung haben einerseits zu einer Verlänge-
rung und Änderung der Amnestieregeln, ande-
rerseits zu einer Klarstellung und Erweiterung 
der Tätigkeitsbereiche von Personenbetreuern 
geführt. Überdies wurden bei den Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Förderung für 
die 24-Studen-Betreuung Änderungen vorge-
nommen. In der Folge sollen diese Änderun-
gen kurz dargestellt werden.  
 
Pflege-Verfassungsgesetz 
Mit dem im Vorjahr beschlossenen Pflege-
Übergangsgesetz gab es eine nicht allzu weit-
reichende Amnestieregelung, die mit 
31.12.2007 ausgelaufen ist. Das nunmehr vor-
liegende Pflege-Verfassungsgesetz (BGBl I 
43/2008 vom 26.2.2008) enthält eine wesent-
lich großzügigere Amnestie und gilt bis 
30.6.2008. 
 
Die zentralen Punkte der Amnestieregelung 
betreffen die Aussetzung von Verwaltungs-
strafbestimmungen und die Verjährung von 
Sozialversicherungsbeitrags- und Abgaben-
nachforderungen.  
 
Verwaltungsübertretungen oder Finanzverge-
hen, die im Zusammenhang mit der Personen-
betreuung begangen wurden, werden nicht 
bestraft, wenn sie vor dem 1. Jänner 2008 
begangen wurden; weiters werden sie nicht 
bestraft, wenn sie zwischen 31.12.2007 und 
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1.7.2008 begangen wurden, unter der Bedin-
gung, dass bis zum Ablauf des 30.6.2008 eine 
Anmeldung zur Sozialversicherung oder eine 
Anzeige der Umstände, die eine persönliche 
Abgabenpflicht begründen, an das zuständige 
Finanzamt erfolgt sind.  
 
Sozialversicherungsbeitrags- und Abgaben-
nachforderungen aufgrund einer vor dem 
1.1.2008 ausgeübten Tätigkeit verjähren mit 
Ablauf des 31.12.2007, wenn die Anmeldung 
zur Sozialversicherung bis spätestens 
30.6.2008 erfolgt oder die Tätigkeit vor dem 
1.1.2008 beendet wurde. Die Pflicht zur An-
meldung bis zum Ablauf des 30.6.2008 ist 
auch dann erfüllt, wenn die Anmeldung un-
verzüglich nach einer Betretung oder nach 
Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der 
Versicherungspflicht erfolgt. 
 
Allfällige zivil- oder arbeitsrechtliche Forde-
rungen aus dem Betreuungsverhältnis bleiben 
durch das Pflege-Verfassungsgesetz unbe-
rührt. 
 
Änderungen des Tätigkeitsbereiches von Per-
sonenbetreuern  
Durch die Änderungen im GuKG, Ärztegesetz, 
HBeG und in der GewO wurden einerseits 
Klarstellungen dahingehend getroffen, welche 
Tätigkeiten selbständige und unselbständige 
Personenbetreuer jedenfalls ausführen dür-
fen, andererseits wurde der Tätigkeitsbereich 
von Personenbetreuern erweitert.  
 
Nunmehr ist gesetzlich klargestellt, dass fol-
gende Tätigkeiten grundsätzlich Betreuungs-
tätigkeiten sind: 
- Unterstützung bei der oralen Nahrungs- und 

Flüssigkeitsaufnahme sowie bei der Arznei-
mittelaufnahme,  

- Unterstützung bei der Körperpflege, 
- Unterstützung beim An- und Auskleiden, 
- Unterstützung bei der Benützung von Toi-

lette oder Leibstuhl einschließlich Hilfestel-
lung beim Wechsel von Inkontinenzproduk-
ten und  

- Unterstützung beim Aufstehen, Niederle-
gen, Niedersetzen und Gehen. 

 
Erst dann, wenn Umstände vorliegen, die aus 
medizinischer Sicht für die Durchführung die-
ser Tätigkeiten durch Laien eine Anordnung 
durch einen Angehörigen des gehobenen 
Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege 
erforderlich machen, sind diese Tätigkeiten 
nicht mehr Betreuung, sondern stellen Pflege 

dar. Auf Anordnung von Angehörigen des ge-
hobenen Dienstes für Gesundheits- und Kran-
kenpflege dürfen diese – nunmehr pflegeri-
schen - Tätigkeiten von Personenbetreuern 
weiter ausgeübt werden. 
 
Daneben dürfen Personenbetreuern auch wei-
tere pflegerische Tätigkeiten von Angehörigen 
des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege oder von Ärzten übertragen 
werden. Dazu zählen: 
 
Verabreichung von Arzneimitteln, Anlegen von 
Bandagen und Verbänden (dazu zählt auch das 
Anziehen von Anti-Thrombose-Strümpfen), 
Verabreichung von subkutanen Insulininjekti-
onen und subkutanen Injektionen von blutge-
rinnungshemmenden Arzneimitteln, Blutent-
nahme aus der Kapillare zur Bestimmung des 
Blutzuckerspiegels mittels Teststreifens, ein-
fache Wärme- und Lichtanwendungen, weite-
re einzelne ärztliche Tätigkeiten, sofern diese 
eine zu den vorher aufgezählten Tätigkeiten 
vergleichbaren Schwierigkeitsgrad sowie ver-
gleichbare Anforderungen an die erforderliche 
Sorgfalt aufweisen.  
 
Diese pflegerischen oder ärztlichen Tätigkei-
ten dürfen Personenbetreuern nur dann über-
tragen werden, wenn die im Gesetz vorgese-
henen Qualitätssicherungsmaßnahmen ein-
gehalten werden. Nach diesen Vorschriften 
muss der Personenbetreuer von Arzt und/oder 
Krankenschwester (Krankenpfleger) einge-
schult werden, wobei Arzt und/oder Kranken-
schwester (Krankenpfleger) sich zu vergewis-
sern haben, dass der Personenbetreuer auch 
die für die Durchführung der Tätigkeiten er-
forderlichen Fähigkeiten aufweist. Ferner ist 
eine Einwilligung der betreuten Person in die 
Durchführung der Tätigkeiten durch den Per-
sonenbetreuer notwendig. Die Anordnung 
ärztlicher bzw. pflegerischer Tätigkeiten hat 
schriftlich zu erfolgen und ist höchstens mit 
der Dauer des Betreuungsverhältnisses befris-
tet.  
 
Die übertragenen pflegerischen oder ärztli-
chen Tätigkeiten dürfen jeweils nur an der 
betreuten Person in deren Privathaushalt 
vorgenommen werden. Außerdem muss der 
Personenbetreuer regelmäßig über längere 
Zeiträume bei der betreuten Person anwesend 
sein, damit eine Übertragung der Tätigkeiten 
möglich ist. Der Personenbetreuer darf auch 
maximal drei Menschen, die zueinander in 
einem Angehörigenverhältnis stehen und im 
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gleichen – oder in maximal zwei verschiede-
nen – Haushalten leben, betreuen. Damit soll 
sichergestellt werden, dass ein Personenbe-
treuer die Bedürfnisse der betreuten Person 
gut kennt und er diese Bedürfnisse bei der 
Durchführung von pflegerischen bzw. ärztli-
chen Tätigkeiten berücksichtigen kann. Der 
Personenbetreuer darf im Rahmen des 
Betreuungsverhältnisses die pflegerischen 
oder ärztlichen Tätigkeiten nicht überwiegend 
durchführen. Im Vordergrund steht somit wei-
terhin die Betreuung und nicht die Pflege. 
 
Die von den Gegnern der gesetzlichen Neure-
gelung heraufbeschworene Gefahr eines Qua-
litätsverlustes in der Pflege bzw. die Verdrän-
gung von Heimhelfern vom Arbeitsmarkt trifft 
nicht zu. Die vorher genannten flankierenden 
qualitätssichernden Maßnahmen bewirken, 
dass Personenbetreuer immer nur im Einzel-
fall und unter professioneller Anleitung und 
Überwachung einzelne, einfache Pflegetätig-
keiten an der jeweiligen betreuten Person 
vornehmen dürfen. Dem gegenüber haben 
Heimhilfen eine Ausbildung in den Grundtech-
niken der Basisversorgung, was bedeutet, dass 
sie einzelne, einfache pflegerische Tätigkei-
ten generell durchführen dürfen. Heimhilfen 
dürfen jedoch nicht selbständig arbeiten, 
können aber – als Angestellte bei einer Trä-
gerorganisation – mehrere Personen auch in 
verschiedenen Haushalten betreuen. 
 
Änderungen bei der Förderung 
Bisher sah § 21b BPGG vor, dass eine Voraus-
setzung für die Gewährung der Förderung der 
Nachweis einer der Heimhilfe entsprechenden 
Ausbildung durch den Personenbetreuer bis 
zum 30.6.2008 ist. Diese Bestimmung wurde 
nun wie folgt geändert: 
 
Eine Förderung wird dann gewährt, wenn der 
Personenbetreuer eine der folgenden Voraus-
setzungen bis zum 1. Jänner 2009 erfüllt: 
- theoretische Ausbildung, die derjenigen 

eines Heimhelfers entspricht (die theoreti-
sche Ausbildung der Heimhilfe besteht aus 
200 Stunden) oder  

- der Personenbetreuer betreut seit mindes-
tens 6 Monaten den Förderwerber „sachge-
recht“ oder  

- dem Personenbetreuer wurden pflegerische 
oder ärztliche Tätigkeiten entsprechend der 
Bestimmungen des GuKG bzw. Ärztegeset-
zes übertragen.  

 
Dr. Elisabeth Sperlich 

Nur Muth ? 
Musiktherapie als neuer 

reglementierter Gesundheitsberuf 
 

Das Bundesministerium für Gesundheit, Fami-
lie und Jugend hat mit Schreiben vom 25. 
März 2008 den Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die berufsmäßige Ausübung der Musik-
therapie (Musiktherapiegesetz – MuthG) zur 
Begutachtung versandt und um Stellungnah-
men bis 18. April 2008 ersucht. Der Vorschlag 
verfolgt das Ziel, eine bisher gesetzlich nicht 
geregelte Tätigkeit als neuen Gesundheitsbe-
ruf zu verankern, um den – zumeist akade-
misch qualifizierten – TherapeutInnen eine 
berufsrechtliche Absicherung im Rahmen des 
Gesundheitswesens zu verschaffen. Er enthält 
Bestimmungen zum Berufsbild, zur Ausübung, 
zur Ausbildung und zum Zugang sowie zur 
Führung eines Registers. Auf die Etablierung 
einer gesetzlichen Interessenvertretung wird 
„bewusst verzichtet“. Rund 200 Personen 
sollen laut Erläuterungen in den Genuss der 
standesrechtlichen Anerkennung kommen. 
 
Den aktuellen Begutachtungsentwurf finden 
Sie auf der Homepage des Parlaments: 
http://www.parlinkom.at/PG/DE/XXIII/ME/M
E_00172/pmh.shtml 

 
Dr. Harald Steindl 

 
 

Dienstleistungsrichtlinie 
 
Die Dienstleistungsrichtlinie der EU ist am 28. 
Dezember 2006 in Kraft getreten. Die not-
wendigen Maßnahmen sind bis spätestens 28. 
Dezember 2009 zu treffen. 
  
Folgende Maßnahmen sind geplant: 
- Jeder Bundesminister nominiert einen Um-

setzungsbeauftragten. Dieser organisiert 
das Normenscreening im jeweiligen Kompe-
tenzbereich. Der Rechtsbestand soll auf 
Vereinbarkeit mit der Dienstleistungsrichtli-
nie geprüft und allenfalls erforderlichen 
Änderungen sollen vorbereitet werden.  

- Ein "horizontales" Umsetzungsgesetz soll 
unter Einbeziehung der Sozialpartner disku-
tiert werden. Wesentliche Eckpunkte sollen 
im ersten Halbjahr 2008 festgesetzt wer-
den.  

- Einheitlicher Ansprechpartner: Dienstleis-
tungserbringern und Dienstleistungsempfän-
gern sollen notwendige Informationen über 
einheitliche Ansprechpartner leicht zugäng-
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lich sein. Wesentlich sind insbesondere In-
formationen über Verfahren und Formalitä-
ten, die die Aufnahme oder Ausübung einer 
Dienstleistungstätigkeit betreffen. 

EU/EWR-Anerkennungsverordnung 
 
Das BMWA hat durch Verordnung festzulegen, 
welche Art und Dauer von Tätigkeiten als 
österreichischer Befähigungsnachweis anzuer-
kennen sind. Die derzeitige Verordnung muss 
an die GewO-Novelle 2007 (BGBl I 2008/42) 
angepasst werden. Ein Entwurf ist derzeit in 
Begutachtung. 

 
DDr. Leo Gottschamel 

 
 

GewO-Novelle 2007 
  
Die GewO-Novelle 2007 wurde am 26. Februar 
2008 kundgemacht (BGBl I 2008/42). Sie trat 
mit 27. Februar 2008 in Kraft.  

DDr. Leo Gottschamel 
 
 

  Gewerbezugangsverordnung 
Wesentliche Inhalte:  
- Umsetzung der RL 2005/36/EG und 

2005/60/EG, soweit die in der GewO 1994 
geregelten Berufe betroffen sind 

Durch die GewO-Novelle 2007 (BGBl I 
2008/42) wurden die Bestimmungen für ein-
zelne Gewerbe geändert. Die Gewerbezu-
gangsverordnungen müssen entsprechend 
angepasst werden. Ein Verordnungsentwurf ist 
derzeit in Begutachtung. 

- Neugestaltung des Anzeigeverfahrens 
- Einführung eines geschützten Gütesiegels 

"Meisterbetrieb" 
- Einführung einer verpflichtenden Vermö-

gensschadenhaftpflichtversicherung für Im-
mobilientreuhänder 

 
DDr. Leo Gottschamel 

 
- Maßnahmen zum Schutz der Jugend gegen 

Alkoholmissbrauch 
 

Diverse Sicherheitsverordnung 
- Sonstige Änderungen der GewO 1994, die 

durch Rechtsänderungen in anderen Berei-
chen sowie auf Grund von in der Vollzie-
hungspraxis gewonnener Erfahrungen not-
wendig geworden sind 

 
In Umsetzung der EU-RL 2006/42/EG in die 
österreichische Rechtsordnung sind bis spätes-
tens 29. Juni 2008 einige Rechtsvorschriften 
zu erlassen oder zu ändern.     

Details siehe Newsletter vom Winter 2007.  Das BMWA hat Entwürfe für folgende Verord-
nungen versandt:  

DDr. Leo Gottschamel - Maschinen-Sicherheitsverordnung 2009  
(MSV 2009)   

 - Aufzüge-Sicherheitsverordnung 2008  
(ASV 2008)  Bilanzbuchhaltungsgesetz 

 - Hebeanlagen-Betriebsverordnung 2008  
(HBV 2008) Die Novelle des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 

wurde am 7. Jänner 2008 kundgemacht (BGBl 
I 2008/11). Die Novelle trat am 8.1.2008 in 
Kraft.  

 
Alle Entwürfe dienen der Neuregelung der 
Sicherheit von Maschinen und Aufzügen aus 
Anlass der Umsetzung der genannten Richtli-
nie. 

  
Wesentliche Inhalte: 
- Liberalisierung und Flexibilisierung der Prü-

fung (Multiple-Choice-Prüfungen)  
  
Änderungsbedarf ergibt sich insbesondere 
durch die Änderung der Zuordnung von "lang-
sam fahrenden Aufzügen" mit maximaler 
Fahrgeschwindigkeit von 0,5 m/Sek zur Ma-
schinen-Richtlinie. Einige bisher Regelbe-
stimmungen sind präziser umzusetzen. In den 
Entwürfen berücksichtigt ist auch die Empfeh-
lung 95/216/EG der Kommission über die Ver-
besserung vorhandener Aufzüge. Berücksich- 

- Fortbildungsverpflichtung für Bilanzbuch-
halter (30 Lehreinheiten pro Jahr)  

- Anerkennung der Rechtspersönlichkeit der 
Paritätischen Kommission 

 
DDr. Leo Gottschamel 
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tigt werden auch in den letzten Jahren erar-
beitete Verbesserungen bei der Befreiung von 
Personen aus Aufzügen und anderen Hebezeu-
gen für Personen (Notrufsysteme, Fernüber-
wachung).  
 

DDr. Leo Gottschamel 
 
 

Publikation 
 

Artur Schuschnigg, Allmacht des Vereins? 
Ohnmacht des Mitglieds? Überprüfbarkeit von 
Vereinsstrafentscheidungen, Dissertation, Uni 
Wien, 1997 


